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Verkündet

am 27° Okt„1961_

I m N a m e n de s V o l k e s

In Sachen

Klägers und Revisionsklägers,
I

gegen

Beklagte und ReVisionsbeklagte‚

hat der 20 Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 27° Oktober 1961‚ an der

mitgewirkt haben

Senatspräsident B r a c k m a n n
als Vorsitzender,

‘Bundesrichter
_

D e m i a n i und

Bundesrichter H u n g e r _
* als weitere Berufsrichter9

Bundessozialrichterin ‚Dr„ K o l b und

Bundessozialrichter Dr° H a t es a u 1
als ehrenamtliche Beisitzer,

für Recht erkannt:

Das Urteil des Landessozialgerichts Nordrhein—Westfg

len vom 17° September 1957 wird mit den ihm zugrunde—

liegenden Feststellungen aufgehobena

Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und Ent—

scheidung an das Landessozialgericht zurückverwiesen°

Von Rechts wegen„
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Der Kläger beansprucht Entschädigung für die Folgen eines Ver—l

kehrsunfalls° Er stieß am 2° Juli 1955, als er mit seinem

Moped von der Arbeit nach Hause fuhr, mit einem anderen Mo—‘

pedfahrer zusammen und erlitt hierbei Verletzungen„

' Durch Bescheid vom 18° Oktober 1955 lehnte die Beklagte die
Gewährung von Krankcnbehandlung und Entschädigung mit folgen—

der Begründung ab:' Die Blutuhtersuchung durch das Chemisché
Untersuchungsamt in Moers habe eine Blutalkoholkonzentration

(BAK) von 1936%o ergebeno‘Der Verletzte habe durch das
Führen eines Kraftfahrzeuges nach dem Genuß einer nicht uner—b
heblichen Menge alkoholischer Getränke selbst eine Gefahr

_geschaffen und sei in seinem Ziustand nicht mehr in der Lage

gewesen, eine Versicherte Tätigkeit auszuüben°

Das Sozialgericht (SG) Düsseldorf hat durch Urteil vom 27°

Juni 1956 den Bescheid aufgehoben und festgestellt, daß die

Gesundheitsstörungen, die der Kläger sich bei dem Geschehen

am 2° Juli 1955 zugez0gen habe, Folgen eines Arbeitsunfalles

seieno.Zur Begründung hat das SG ausgeführt: Es sehe keine

Veranlassung, beim Kläger Fahruntüchtigkeit zu vermuten„ Er

habe nicht ein Motorrad, sondern ein Moped gefahren, dessen

Benutzung nicht so gefährlich sei wie die eines Motorrades°

Nach der Auffassung des Gerichtes sei es auch zu dem Unfall

nicht durch eigenes Verschulden des Klägers gekommen; dieser »
habe sich nicht_irgendwie verkehrswidrig verhalten° Alleini-
ge Ursache des Unfalles dürfte das Verschulden des Jungen ge—'

wesen sein, der dem Kläger_unter Mißachtung der Vorfahrt in

-dié Fahrbahn gefahren sei°

Auf die Berufung der Beklagten hat das Landessozialgericht

(LSG) Nordrhein—Westfalen, nachdem es ein Gutachten des Prof„

Dr° T====== (Institut für gerichtliche Medizin der Universi—

tät Münster) beigezogen hatte, durch Urteil vom 17° Sep—
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tember 1957 unter Änderung des Urteils des SG Düsseldorf
die Klage abgewiesen und die Revision zugelassen°

„Der Kläger, dem dieses Urteil am 5, Oktober 1957 zugestellt

werden ist, hat am 30° September 1957 beim Bundessozialge—

richt (BSG) Revision eingelegt und diese am 5° November 1957
begründet,

Er beantragt,

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils fest—

zustellen, daß die Gesundheitsstörungen, die der

Kläger sich beim Geschehen am 2° Juli 1955 zugezogen
hat, Folgen eines Arbeitsunfalls sind°

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen°

115

Die durch Zulassung statthafte Revision ist in der gesetzli—

chen Form und Frist eingelegt und begründet worden.und somit

zulässig, Sie ist auch begründet,

Das angefochtene Urteil beruht in tatsächlicher Beziehung

’auf der Feststellung, der Kläger sei infolge einer BAK von
1,36%o im Zeitpunkt des Unfalls außerstande gewesen, sein

Mopedverkehrssicher zu führen,

Gegen diese Feststellung wendet sich die Revision, Sie will

offenbar die Richtigkeit des vom LSG angewendeten Erfahrungs—

satzes, daß ein Kraftradfahrer schon bei einer BAK von

1,3930 fahruntüchtig sei (vgl„ hierzu BSG 12, 242; SozR RVO
@ 542 BL Aa19 Nr, 30, Aa 27 Nr, 36; 5 543 BL Aa 23
Nr„ 30), nicht bezweifeln, ist jedoch der Auffassung, daß

dieser für Motorradfahrer gültige Erfahrungssatz nicht un—

eingeschränkt auf den Fahrer eines M0peds angewendet werden

könne, weil insoweit zwischen Fahrzeugen, die eine Höchst—
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lgeschWindigkeit von_60 km/st erreichten‚und solchen Fahr—‘
zeugen unterschieden werden müssen, deren Höchstgeschwindig—

„
keit nur 35 km/st betrage° Es kann dahingestellt bleiben9 ob
diese Rüge geeignet ist9 die Bindung des Revisionsgerichts‘

an diese Feststellung} „des LSG zu beseitigen (@ 163 des
Sozialgerichtsgesetzesh—SGG— )„ Denn sie ist ohnehin nicht

ausreichend‚ um die vom LSGgezogenen rechtlichen Folgerungen;

zu rechtfe1tigen

Das Urteil
des LSG beruht suf der Auffassung, der Fahrer

eines Kraftfahrzeuges verliere den Versicherungsschutz der“

gesetzlichen Unfallversicherung‚
wenn er sich aus unter—

nehmensfremden Gründen durch Alkoholgehuß in einen Zustand

versetzt habe, in dem er nichtmehr verkehrssicher fähren

könne° Diese Auffassung ist auch vom
erkennenden Senat im

Anschluß an die Rechtsprechung des_Reichsversicherungsamts

vertreten worden (vgl BSG 3, 116) Der Senat hat sie je—

doch inzwischen als zu weitgehend aufgegeben (vgl BSG 12,

242)

Nach der Auffassung des Senats ist es entscheidend‚ welche

Ursachen für das Zustandekommen des Unfalls rechtlich we—
sentlich waren° Nur, wenn die Beeinträchtigung der Fahrfä—

ihigkeit durch einen_mit der versicherten Tätigkeit nicht.im_

Zusammenhang stehenden Alkoholgehuß rechtlich die allein
wesentliche Ursache für das Zustandekommen des Unfalles

war, besteht zwischen der versicherten Tätigkeit und dem
Unfallcreignis kein ursächlicher Zusammenhang im Rechtssinne°

Das LSG hat es auf Grund seines Rechtsstendpunkts unter—

lassen, Feststellungen zu.treffeh, die es ermöglichen‚ die

verschiedenen Ursachen für des zustandekommendes Unfalls

vom 2 Juli 1955 hinsichtlich ihrer rechtlichen Bedeutung

zu werten; insbesondere fehlt es an Feststellungen derüber‚4

welche Bedeutung das Verhalten des anderen am Unfall be—

teiligten Mopedfahrers für das Zustandekommen des Unfalls

hatte° Da infolge-des_Fehlens dieser_tatsächlichen Feststel—
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\lungen eine Entscheidung des Senats in der.Sache selbst

nicht möglich ist9 mußte auf die Revision des Klägers das

angefochtene Urteil aufgehoben und die Sache zur erneuten

Verhandlung und Entscheidung an das LSG zurück—

verwiesen werden„

Die Entscheidung über die Kosten des Revisionsverfahrens

bleibt der das Verfahren abschließenden Entscheidung vor—
behalten°
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